
Böhmermanns  Gedicht:
Pressefreiheit ausgehebelt!
Wenn man an Jan Böhmermann denkt, denkt man einen Komiker, der einen
auf  politisch  macht,  dabei  aber  oft  sexistisch,  rassistisch  oder
antiproletarisch  ist,  und  trotzdem  von  vielen  „Linken“  gefeiert  wird.
Böhmermann  hat  nun  ein  Gedicht  gegen  Erdogan  geschrieben  bzw.  ein
Gedicht, dass Erdogan beleidigt. Das Gedicht ist sicherlich von der Rapszene
beeinflusst, da es sich auf pure, stumpfe Beleidigungen reduziert, die lustig
sein sollen. Es ist sicher nicht das erste Mal, dass Erdogan so beleidigt wird,
aber wohl das erste Mal von Seiten der Presse. Politisch ist dieses Gedicht,
dass im Vergleich zu gutem Rap keinen einzigen guten Reim enthält, sondern
nur aus Zweckreimen besteht, für niemanden den der sich irgendwie als links
bezeichnet  tragbar.  Erdogan  wird  mit  üblen  rassistischen  Klischees  wie
„Ziegenficker“ oder „Stinkt schlimm nach Döner“ beleidigt und Böhmermann
mach auch „Witze“ über Erdogans Penisgröße. Armseeliger kann eine Kritik
an Erdogan überhaupt nicht sein.

Doch viel interessanter als sein Gedicht, dass wir auf keinen Fall politisch
verteidigen,  sondern  aufs  schärfste  angreifen,  ist  die  Reaktion  des
bürgerlichen  Staates  danach.  Böhmermann  wurde  erst  von  der
Staatsanwaltschaft  Mainz  angeklagt.  In  einem  Statement  bestätigten
Erdogan und sein Außenminister die Klage und sagte, dass sie sich beleidigt
fühlen. Damit ist ein Straftatbestand erfüllt und Böhmermann wird nun vor
Gericht angeklagt.

Dies ist ein fundamentaler Angriff auf die Pressefreiheit, der klarmacht, dass
wenn  die  Presse  die  deutsche  Politik,  in  diesem  Fall  die  Außenpolitik
angreift, dann wird zensiert und JournalistInnen müssen sich mit Anklagen,
die oft hohe Anwaltskosten mit sich ziehen, abkämpfen. Das führt dazu, dass
die Presse nicht mehr frei ist, sondern man höchstens von einer Freiheit in
Ketten sprechen kann. Hält man sich an den Rahmen den der bürgerliche
Staat vorgibt, ist man auf der sicheren Seite, durchbricht man ihn aber, dann
muss man mit Repression rechnen und spürt die Ketten.

https://onesolutionrevolution.de/boehmermanns-gedicht-pressefreiheit-ausgehebelt/
https://onesolutionrevolution.de/boehmermanns-gedicht-pressefreiheit-ausgehebelt/


Ein  ähnlicher  Fall,  aber  mit  ganz  anderer  Stoßrichtung,  war  die
Unterlassungsklage  seitens  des  Zeitherausgebers  Josef  Joffe  und  seines
Journalisten-Kollegen Jochen Bittner gegen die ZDF-Sendung „Die Anstalt“.
Hier wurde 2014 während der heißen Phase der Ukraine-Krise ein Beitrag
gesendet, bezüglich einer Studie („Meinungsmacht. Der Einfluss von Eliten
auf Leitmedien und Alpha-Journalisten – eine kritische Netzwerkanalyse“)
über die Verflechtung führender deutscher Journalisten in transatlantischen
Lobbyverbänden.  Kurz  gesagt:  Die  Anstalt  warf  Spitzenjournalisten  der
Süddeutschen  Zeitung,  der  FAZ  und  der  Zeit  vor,  meinungsmachende
Berichterstattung zu betreiben – aufgrund eben ihrer Nähe zu pro-westlichen
Interessenverbänden.

Wenn wir uns an die Berichterstattung erinnern, wurde Russland immer als
böser Aggressor und die EU/USA als Beschützer der wahren DemokratInnen
dargestellt – augenscheinlich ging es jedoch um den Interessenskampf dreier
imperialistischer Mächte um Einfluss in der Ukraine.  Der Anstalt-Beitrag
wurde ebenfalls aus der Mediathek entfernt und darf aufgrund ungenauer
Formulierung nicht wieder gesendet werden. Hier sei angemerkt: Die Presse
kann niemals meinungsneutral berichten, jede/jeder JournalistIn hat einen
persönlichen Hintergrund und einen Standpunkt!

Wir sind auch dagegen die Presse durch den bürgerlichen Staat zu verbieten,
egal wie reaktionär sie gerade ist. Schon Trotzki schrieb in einer Polemik
gegen  die  Kampagne  von  Lombardo  Toledano,  einem  mexikanischen
ArbeiterInnenführer, die das Ziel hatte „die reaktionäre Presse zu „zügeln“,
indem sie entweder der Zensur unterworfen oder gänzlich verboten wird“,
dass „jede Einschränkung der Demokratie in der bürgerlichen Gesellschaft,
schließlich gegen das Proletariat gerichtet ist, so, wie Steuern schließlich
immer auf die Schultern des Proletariats zurückfallen.“ Etwas anders verhält
es sich jedoch bei faschistischer Presse. Wir treten zwar auch nicht dafür ein,
dass der bürgerliche Staat sie verbietet, aber wir fordern, dass ihre Organe
durch ArbeiterInnenmilizen zerschlagen werden, ihre Verlagshäuser besetzt
und ihre Redaktionsgebäude enteignet werden.

Angesichts der Tatsachen fordern wir:



–  Keine  Klage  gegen  Böhmermann!  Sofortiges  Einstellen  des  Verfahrens
gegen ihn!
– Kein Deal mit Erdogan! Für das Recht ihn und alle anderen „Staatschefs“
zu beleidigen! Weg mit Paragraph §103
–  Keine  Zensur  der  Presse!  Aber  Schaffung  eines  Kontrollorgans  von
ArbeiterInnen  verschiedenster  Bereiche  –  Niemand  will  sexistische,
rassistische  oder  andere  reaktionäre  Beiträge

VON BEN ZIMMER

Reaktionen  zum  AFD-Wahlsieg:
Wohin geht die Linkspartei?
VON LARS KELLER

Nach den jüngsten, einschlägigen Erfolgen der „Alternative für Deutschland“
(AfD) ist in der Linken eine Diskussion darüber entbrannt, wie mit dieser
zusehends  erfolgreichen  und  immer  weiter  nach  rechts  gehenden  Partei
umgegangen werden soll.

Sigmar Gabriel (SPD) beschwört angesichts des weiteren Niedergangs der
SPD die „Einheit aller Demokraten“ und die CDU/CSU streitet darüber, wer
am  Aufstieg  der  AfD  Schuld  ist.  Die  Grünen  werden  wohl  in  allen
Regierungen  landen.  Die  Linkspartei  musste  unterdessen  einen  herben
Verlust in Sachsen-Anhalt einstecken. In den beiden westdeutschen Ländern
spielte sie ohnedies nie eine Rolle in den Parlamenten.
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Doch anstatt aus den Warnsignalen die Notwendigkeit einer antirassistischen
Einheitsfront der Arbeiter_Innenparteien und Gewerkschaften zu erkennen
und für Losungen wie offene Grenzen, gegen imperialistische Interventionen,
Angriffe auf Arbeitsplätze, Löhne und Sozialleistungen aufzurufen, glänzt die
Linkspartei von Gysi bis zur AKL mit einer Politik, die die PDL immer tiefer
sinken lassen wird.

Gysi und die Union

„Alle  demokratischen  Parteien  müssen  sich  gemeinsam  gegen  die
Rechtsentwicklung  stellen  –  von  der  Union  bis  zur  LINKEN.“  (FAZ,
16.3 .2016)  Mit  d iesen  Worten  meldete  s ich  der  vormal ige
Fraktionsvorsitzende zu Wort – nicht ohne im darauffolgenden Satz zu sagen,
dass es auch weiter darum gehe, „die Union in die Opposition zu schicken“.
Wenn es aber gegen die AfD geht, müsse die LINKE auch mit der Union
„zusammenarbeiten“ können.

Das erklärte Ziel des Gysi-Flügels, 2017 eine rot-rot-grüne Bundesregierung
zu  stellen,  rückt  angesichts  des  AfD-Aufstiegs  in  immer  unerreichbarere
Ferne. Worum es Gysi geht, ist eine Regierungsbeteiligung um (fast) jeden
Preis. Doch mit dem Regieren ist das in der LINKEN so eine Sache: Der linke
Flügel sträubt sich dagegen, der rechte Flügel ist bereit, alles in Kauf zu
nehmen, was dazu gehört: Abschiebung, Sozialabbau, Privatisierung … eben
das, was Leute um die AKL nicht wollen. Nur so, durch die Bereitschaft zur
„Einheit aller Demokraten“ könne der Aufstieg der AfD gestoppt werden.

Damit spielt er letztlich denen in die Hände, die er zu bekämpfen vorgibt. Die
„demokratischen  Parteien“  werden  von  der  Linkspartei  den  Verzicht  auf
weitere  soziale,  friedenspolitische,  demokratische  Versprechen  einfordern
und  sie  somit  zur  „linken“  Mehrheitsbeschafferin  degradieren.  Zugleich
spielt das Zurückstellen aller Differenzen, aller sozialen und demokratischen
Forderungen der AfD und anderen rassistischen Demagogen in die Hände,
die  sich  dann  umso  leichter  als  einzige  „Systemopposition“  hinstellen



können.

Gysi  setzt  mit  seiner Forderung nach „Einheit  der Demokraten“ bewusst
seine Partei unter Druck, indem er als einziges Mittel gegen den Aufstieg der
AfD die Zusammenarbeit mit allen „demokratischen Kräften“ einschließlich
Union und FDP darstellt.

Wagenknecht und der Sozialchauvinismus

Während Gysi versucht, die Partei über eine Zusammenarbeit mit der Union
an die Regierung zu bringen, versucht eine andere in der LINKEN, die in
Richtung AfD abhandengekommenen Wähler_Innen wieder zurückzuholen –
und macht dabei Konzessionen an die Rassist_Innen.

p>Sahra Wagenknecht versuchte bereits nach den sexistischen Vorfällen in
der Silvesternacht, die Abschiebung krimineller Migranten in der LINKEN
hoffähig zu machen. Sie legte nach, als sie meinte, man könne nicht „jedes
Jahr eine Millionen Menschen aufnehmen“.

Jetzt, nachdem sie zunächst das Gift des Sozialchauvinismus fleißig versprüht
hat,  angelt  sie  nach jenen,  die  in  den rassistischen Teich  gefallen  sind:
„Natürlich darf man nicht pauschal alle Menschen, die sich angesichts hoher
Flüchtlingszahlen  noch  stärker  um  Arbeitsplätze,  Sozialleistungen,
Wohnungen und steigende Mieten sorgen, in eine rassistische Ecke stellen.
Das gilt auch für Wähler der AfD.“ (Die Welt, 20.3.2016)

Es  ist  richtig,  dass  viele  die  AfD  wählten,  weil  sie  sich  um  die  von
Wagenknecht genannten Punkte sorgen. Aber nichtsdestotrotz suchten diese
Wähler_Innen ihr Heil bei einer offen rassistischen Partei.



Warum?

Das Heil im Sozialchauvinismus sucht auch Sahra Wagenknecht. Die einzigen
fortschrittlichen Forderungen, die sie glaubwürdig erheben könnte, um die
Frage von Rassismus und Wohnungen, Sozialleistungen usw. zu beantworten,
würden auf einen Konflikt mit dem deutschen Kapital hinauslaufen. Anlegen
will sie sich aber allenfalls mit dessen „neoliberalem“ Teil und andere für
eine  Rückkehr  zur  „sozialen  Marktwirtschaft“  gewinnen,  also  für  einen
Ausgleich zwischen Lohnarbeit  und Kapital.  Auf Basis dieser Reformlogik
müssen  Forderungen  nach  offenen  Grenzen  notwendigerweise  wegfallen.
Wagenknechts Anpassung an die AfD ist also nicht nur dem Aufstieg der
Rechten geschuldet. Ihre (und Lafontaines) Forderung nach Begrenzung der
Migration entspringt auch der „Einsicht“, dass ein sozialpartnerschaftliches
System nicht für die ganze Welt funktionieren, sondern immer nur auf eine
mehr  oder  weniger  große  Bevölkerungsmasse  in  den  imperialistischen
Ländern  begrenzt  sein  kann.

Nachdem die  LINKE überall,  wo  sie  an  der  Regierung war,  bürgerliche
Realpolitik geliefert hat und in der Opposition zusehends immer weniger eine
Alternat ive  darste l len  kann,  b le ibt  nun  für  den  Flügel  um
Lafontaine/Wagenknecht  nur  der  tief  im  Reformismus  verankerte
Sozialchauvinismus,  um  die  fortgelaufenen  Wähler_Innen  wieder
einzufangen.

Aufhalten wird das aber weder den Niedergang der Linkspartei noch den
Aufstieg  der  AfD.  Warum  soll  der  so  schleierhafte  Sozialchauvinismus
Wagenknechts gewählt werden, wenn Petry, Höcke und Co. mit viel klareren
Feindbildern daherkommen?

Der Linke Flügel und die soziale Frage

Je mehr der Gysi-Flügel  bei  jeder Gelegenheit  getreu seiner Ausrichtung
versucht,  die  Partei  nach  rechts  zu  treiben,  desto  größer  wird  der



Selbstbetrug am linken Flügel. Hier existiert nach wie vor die illusorische
Vorstellung, dass der rechte Flügel der Partei belehrbar sei oder einfach nur
Fehler  mache,  anstatt  mit  viel  Kalkül  die  Partei  nach  seinen
Regierungsinteressen  zu  formen.

Dementsprechend schreiben Heike Hänsel, Sevim Dagdelen und Alexander
Ulrich:„Jetzt  auf  Anti-AfD-Bündnisse zu setzen,  deren Breite  nur dadurch
zustande  kommt,  dass  die  soziale  Frage  außen  vor  bleibt,  hieße,  das
Scheitern von Linken in Europa[…]. Was wir stattdessen brauchen, ist ein
Bündnis gegen Neoliberalismus. Hier wird sich schnell zeigen, auf welcher
Seite SPD und Grüne stehen.“ (heike-hänsel.de, 15. 3. 2016)

Hier wird außerdem das aktuell  Notwendige hintangestellt.  Obgleich der
Neoliberalismus eine große Verantwortung dafür hat, dass der Rassismus
einen Aufstieg erlebt, ist ein antineoliberales Bündnis eine unzureichende
Antwort.

Wenn Flüchtlingsheime bereits brennen, wenn das schärfste Anti-Asylgesetz
seine Umsetzung findet  und die AfD eben mit  über 20 Prozent in einen
Landtag  einzieht,  ist  eine  antirassistische  Einheitsfront  unmittelbar
erforderlich.

Praktisch  bedeutet  die  Position  dieser  Linken,  Antirassismus  und
Antineoliberalismus zu trennen und der Gemeinschaft aller Demokrat_Innen
die Aufgabe des antirassistischen Kampfes zu überantworten.

Damit wird der Klassencharakter des Rassismus entsorgt, er lediglich als
Verstoß  gegen  Mitmenschlichkeit  begriffen.  Eine  antirassistische
Arbeiter_Inneneinheitsfront  ist  aber  nicht  nur  deshalb  notwendig,  weil
Arbeiter_Innen auch noch zusätzlich gegen Neoliberalismus und für soziale
Forderungen  kämpfen  sollen,  sondern  weil  nur  sie  alle  Aspekte  des
Rassismus  aufgreifen  kann,  v.a.  den  der  Klassenspaltung.  Rassismus
bedeutet  auch  Lohndrückerei,  erschwerten  Zugang  zu  gleichen



Arbeitsrechten, legt der Integration von Migrant_Innen und Geflüchteten in
die Arbeiter_Innenorganisationen rechtlich und materiell Steine in den Weg,
kurz:  schwächt  die  Kampfkraft  unserer  Klasse  in  jeder  Beziehung.  Das
Eintreten  gegen  diese  Hindernisse  ist  mit  den  offen  bürgerlichen
„antirassistischen“  Parteien  unmöglich,  weil  sich  Rassismus  nur  auf  das
Proletariat in ganzer, voller Härte auswirkt!

Die Forderung, sich nur auf Antineoliberalismus zu konzentrieren, um die
Wähler_Innen von der AfD zurückzugewinnen, schließt indirekt jene aus, die
vom Rassismus am härtesten getroffen sind und verkennt obendrein, dass
Antirassismus  untrennbar  mit  der  sozialen  Frage  und  damit  mit
Antineoliberalimus verbunden ist. Diese Dinge voneinander zu isolieren heißt
den gemeinsamen Kampf mit Geflüchteten nicht primär zu suchen und damit
letztlich  eine  der  Spaltungslinien  in  der  Arbeiter_Innenklasse  nicht
anzugreifen.

Ganz links?

Noch weniger Perspektive als der „Antineoliberalismus“ kommt von jenen,
die sich am äußerst linken Flügel der Partei aufgestellt wähnen: „Wenn DIE
LINKE  nicht  in  der  Bedeutungslosigkeit  versinken  will,  muss  sie  eine
unmissverständliche und kämpferische Opposition gegen CDU, SPD, Grüne
und AfD betreiben.“ (sozialismus.info, 17.3.2016), schreibt Lucy Redler für
die SAV.

Wie  dieser  Kampf  aussehen  und  geschehen  soll,  darüber  scheint  immer
weniger bis keine Klarheit zu herrschen. Wir haben einen Vorschlag: Die sich
als links oder gar revolutionär verstehenden Kräfte in der LINKEN sollten
sich verstärkt die Frage stellen, ob sie weiter das linke Anhängsel für eine
Partei und deren reformistische Führung seien wollen, die nahezu
alle linken Grundprinzipien schon längst verraten hat. Sie sollten von ihrer
Partei die aktive Beteiligung an einer antirassistischen Einheitsfront gegen
die AfD und die rassistische Regierungspolitik einfordern,  die die soziale



Frage und den Antirassismus zusammenbringt.  Dann wird sich nicht nur
zeigen, „auf welcher Seite die SPD steht“,  um so mehr wird sich erneut
zeigen, wo die LINKE als Partei steht – auf der des Sozialchauvinismus.

Nach  den  Landtagswahlen:
Jugend gegen AfD!
VON PAT HETFIELD

Bei den Landtagswahlen im März in Sachsen-Anhalt,  Rheinland-Pfalz und
Baden-Württemberg konnte sich die reaktionäre AfD mit Ergebnissen von 12
– 24% erfolgreich in die Parlamente wählen lassen. Gleichzeitig erlitten vor
allem in Sachsen-Anhalt die reformistischen Parteien SPD und LINKE große
Rückschläge,  insgesamt  29%.  Dieser  massive  Verlust  an  Wähler_Innen
kommt nicht von ungefähr. Überall, wo SPD und LINKE an der Regierung
waren  haben  sie  ihre  Basis  verraten  und  in  der  Opposition  keine
glaubwürdige  Alternative  dargestellt.  Auch  unter  gewerkschaftlich
Organisierten  war  zu  beobachten,  dass  die  Reformist_Innen  ihrer
Wählerschaft  kein  Programm  bieten  konnten,  dass  stark  genug  für  die
Rechte und die soziale Lage der Arbeiter_Innen und gegen die Spaltung
durch  Rassismus  kämpft,  dass  heißt  sie  konnten  keine  glaubwürdige
Perspektive  anbieten.

Die „demokratischen“ Parteien sind entsetzt, ein Aufschrei geht jetzt durch
die Republik und die Führungen der Parteien rufen jetzt zur sogenannten
„Front der Demokraten“ auf. Damit versuchen die bürgerlichen Parteien ein
Bündnis gegen die erstarkende AfD aufzubauen, nach dem zuvor ihre Politik
der sozialen Angriffe, des Verschiebens der Flüchtlingskrise auf überlastete
Kommunen die AfD erst hat derartig stark werden lassen. Die erstarkende
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Rechte in Deutschland profitiert zugleich von der zersplitterten radikalen
Linken und der weit verbreiteten, perspektivlosen und sektiererischen Politik
linker Kleingruppen, und der passiven Arbeiter_Innenbewegung.

Wir  brauchen  jetzt  eine  schlagkräftige  Bewegung  bestehend  aus
Schüler_Innen, Werktätigen, Studierenden, der Linken, der großen Parteien
(SPD und  Linkspartei),  sowie  der  Gewerkschaften  die  mit  gemeinsamen
Forderungen in diese Einheitsfront gehen um den Aufbau antirassistischer
Selbstverteidigungskomitees,  Kampfstrukturen  und  dem  Aufbau  von
Streikkomitees  anzusteuern.

Das ist nicht nur nötig um eine gute Schlagkraft gegen die rassistischen
Kräfte  zu  entwickeln,  sondern  auch  um  eine  Alternative  zu  den
verräterischen  Führungen  der  SPD,  LINKEN  und  Gewerkschaften
darzustellen.  Genau  deswegen  müssen  wir  auch  die  Führungen  dieser
Organisationen zur Einheitsfront auffordern, dann wird sich offen zeigen, ob
sie  die  Einladung ablehnen oder  mit  kämpfen.  Mit  andern Worten:  Eine
Einhei ts f ront  i s t  e ine  Mögl ichkei t  d ie  Führungskr ise  der
Arbeiter_Innenbewegung  zu  lösen.
Aber nicht nur Arbeiter_Innen suchen nach einer Perspektive aus der Krise.
Auch Jugendliche  können für  eine  antirassistische  Perspektive  gewonnen
werden. Da sie oft den radikaleren Teil der Gesellschaft darstellen ist es auch
möglich, dass Jugendliche den Druck auf die Gewerkschaften und Parteien
erhöhen.  Dafür  haben  sich  am  Rande  der  diesjährigen  Rosa-Luxemburg
Konferenz über 50 Aktivist_Innen aus dem gesamten Bundesgebiet getroffen.
Das  Ergebnis  des  Treffens  gab  den  Aufbau  des  bundesweiten,
strömungsübergreifenden Bündnisses, „Jugend gegen Rassismus“!

In über 12 Städten haben sich bereits JgR Gruppen gebildet, so wird es am
27.4 einen bundesweiten Aktionstag mit Schulstreiks,  Kundgebungen und
Demonstrationen geben. Dabei soll es aber nicht bei einer einzelnen Aktion
bleiben, viel mehr soll dies der Anstoß für den Aufbau einer bundesweiten
Struktur sein, die ein entscheidendes Gegengewicht gegen die andauernden
rassistischen Mobilisierungen schafft,  sowie den Anspruch hat Rechte für



Geflüchtete,  Arbeiter_Innen und Jugendliche  einzufordern,  wo sie  aktuell
nicht vorhanden sind.

Mit  folgenden Forderungen wollen wir  den Kampf  gegen den Rassismus
beginnen und diesen in der Praxis auch gewinnen!

Ermög l i chung  gese l l s cha f t l i cher  Te i l habe ,  vo l l e
Staatsbürger*innenrechte für Alle.
Nein zur Festung Europa! Nein zu Grenzkontrollen, Residenzpflicht,
Einreise-  und Aufenthaltsbeschränkungen.  Volle Bewegungsfreiheit
für alle!
Für das Recht auf Arbeit und die gewerkschaftliche Organisierung
aller  Geflüchteten,keine  Kompromisse  bei  Mindestlohn  und
Sozialleistungen!
Für freie Bildung, Anerkennung aller akademischen Qualifikationen
und  den  vollwertigen  Zugang  zu  Unis  und  FHs,  Schulen  und
Ausbildungsbetrieben.  Für  kostenfreie  Deutschkurse  und  weitere
Bildungsangebote für Geflüchtete.
Nein  zu  dem  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden  Wohnraums  und  Nutzbarmachung  öffentlicher
Immobilien  zur  dezentralen  und  selbstverwalteten  Unterbringung
von  Geflüchteten  und  für  massiven  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus  statt  Privatisierung!
Sofortige  Beendigung  aller  Kriegseinsätze  wie  in  Mali,  Syrien,
Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer und vor dem Horn von
Afrika!  Schluss  mit  den  deutschen  Rüstungsexporten  und  der
deutschen  Aufrüstung!
Gegen  Polizeigewalt,  rassistische  und  faschistische  Angriffe!
Organisieren wir eine Selbstverteidigung und zeigen wir Solidarität
mit Betroffenen!
Gegen das Morden im Mittelmeer und die Abschottungspolitik der
EU!



Frauen-  und  Familienbild  der
AfD:  Kinder,  Küche,  Kirche  –
plus Karriere
V O N  V E R O N I K A  S C H U L Z ,  F r a u e n z e i t u n g  N r .  4 ,
ArbeiterInnenmacht/REVOLUTION,  März  2016

Die Position der AfD zur Rolle der Frau in der Gesellschaft hat nicht nur
Ähnlichkeit  mit  den  Programmen  anderer  konservativer  Kräfte,  sondern
weist  darüber  hinaus  unverkennbare  Parallelen  zur  Haltung  der
Nationalsozialisten  auf.  Insbesondere  seit  der  Spaltung  der  Partei  2015
treten sowohl ihre reaktionären wie auch rassistischen Positionen deutlicher
hervor.

Reaktionäre  Politik  zur  Festigung  von
Unterdrückung

Besonders entschieden spricht sich die AfD gegen das sogenannte „Gender
Mainstreaming“  aus,  welches  zum  Ziel  hat,  bei  gesellschaftspolitischen
Entscheidungen die unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von
Frauen und Männern gleichermaßen zu berücksichtigen, um auf diese Weise
die  Gleichstellung  der  Geschlechter  durchzusetzen.  Die  AfD  erhebt  den
Vorwurf, dass dieses Vorgehen auf eine nicht erwünschte „Aufhebung der

Geschlechteridentitäten zielt“  1.  Die Kritik  richtet  sich dabei  vornehmlich
gegen SPD und Grüne, die während ihrer Regierungszeit eine „ideologisch
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gesteuerte  Verzerrung  der  Geschlechterrollen“  betrieben  und  damit  ihre
Kompetenzen deutlich überschritten hätten, da staatliche Eingriffe in diesen
Bereichen  zu  unterlassen  seien.  Die  Ablehnung  der  als  bedrohlich
eingestuften  „Gender-Ideologie“  beweist,  dass  es  der  AfD  mit  ihrer
angestrebten Politik  keineswegs um eine  tatsächliche Gleichberechtigung
aller  Menschen  geht,  weder  von  Mann  und  Frau  geschweige  denn  von
Personen, die sich nicht in diese Dichotomie einordnen können oder wollen.
Ganz im Gegenteil  vertritt  die AfD eine Auffassung, wonach Frauen eine
„natürliche  Rolle“  ihrem  „Wesen“  gemäß  zugeschrieben  werden  kann.
Frauen  haben  demnach  andersartige  Fähigkeiten  als  Männer.  Diese
Gemeinsamkeit mit dem Gedankengut der Nationalsozialisten formuliert die
Partei in ihrem Programm wie folgt: „Die AfD strebt die Gleichberechtigung
der  Geschlechter  unter  Anerkennung  ihrer  unterschiedlichen  Identitäten,

sozialen Rollen und Lebenssituationen an.“ 2 Dieses reaktionäre Frauenbild
reproduziert  die  vermeintlich  „unterschiedlichen  Identitäten“  der
Geschlechter  und weist  emanzipatorische Bestrebungen der  Frau in  ihre
„natürlichen“  Schranken.  Väter,  die  sich  an  Haushaltsführung  oder
Kindererziehung beteiligen, und das vielleicht sogar gerne, kommen in der
gartenzwerg-behüteten AfD-Welt nicht vor. Das einzig „progressive“ Element
der Frauenversteher in der AfD ist das Zugeständnis, dass Frauen nicht mehr
ausschließlich  auf  ihre  Rolle  als  Mutter  reduziert  werden,  gibt  es  doch
mittlerweile  auch  viele  bewusst  Kinderlose.  Daher  beschränkt  sich  der
weibliche  Wirkungskreis  nicht  auf  „Kinder,  Küche,  Kirche“.  Mindestens
genauso wichtig ist nun die Vereinbarkeit dieser „genuinen Pflichten“ einer
Frau mit ihrer Rolle in der Arbeitswelt – die „Karriere“ kommt also noch
hinzu. Die Frau dient somit als Stütze sowohl ihres Mannes als auch der
Gesellschaft, da sie in der Familie unbezahlte und in der Arbeitswelt häufig
prekäre und schlecht bezahlte Tätigkeiten verrichtet, die den Kapitalismus
und die bürgerliche Gesellschaft aufrechterhalten. Auch hier findet sich eine
weitere Parallele zur Politik der Nationalsozialisten, war diesen doch jede
Frau recht, wenn es um lohngünstige Kriegsproduktion ging und männliche
Arbeiter rar wurden.

Ginge es nach den familienpolitischen „Vordenkern“ der AfD, sollte jede –



wohlgemerkt deutsche und gut ausgebildete – Frau (mindestens) drei Kinder
haben.  Dieses  Ideal  der  „Drei-Kinder-Familie“  klammert  wie
selbstverständlich homosexuelle Paare aus und erhebt die heterosexuelle Ehe
zum Leitbild. Als Begründung für diesen Appell an den Fortpflanzungswillen
deutscher  Frauen  führt  die  AfD  in  ihrer  Argumentation  die  leeren
Sozialkassen ins Feld, die auf diese Weise stabilisiert werden sollen. Der in
die Jahre gekommene Begriff des „Generationenvertrages“ wird dabei von
der  Partei  bemüht,  um  ihre  Fokussierung  auf  die  Zukunftsgestaltung
Deutschlands  und  somit  eine  Politik  zu  legitimieren,  die  scheinbar  an
langfristigen Zielen orientiert ist. Dies drückt sich auch in der Forderung
nach stärkerer Berücksichtigung von Kindern bei der Rentenberechnung aus
3. Gleichzeitig lehnt die AfD, wie mittlerweile durchaus auch von konservativ-
wirtschaftsnahen Kreisen der Unionsparteien gefordert, Zuwanderung zum
Zweck der Stabilisierung der „sozialen Sicherungssysteme“ entschieden ab.

Exklusion von LGBTIA-Menschen

Auch im Hinblick auf die Rechte von LGBTIA-Menschen ist das Programm
der AfD von einer Politik der Exklusion gekennzeichnet. Zu diesem Ergebnis
kommt auch eine Analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung aus dem Jahr 2014.
LGBTIA-Menschen  kommen  wenn,  dann  nur  in  stereotypisierter  und
negativer Weise im Programm der AfD vor und sind als Minderheiten den
Angriffen  der  Partei  ausgesetzt.  Der  Themenbereich  Sexualität  wird
ideologisch  sowie  moralisch  aufgeladen,  während  die  AfD  gleichsam vor
„ideologischer Umerziehung“ von Kindern warnt. Verschwörungstheoretisch
tritt  sie  dabei  dem  sogenannten  Bildungsplan  in  Baden-Württemberg
entgegen: „In dem Falle wird davon ausgegangen, dass ein systematisches
,Umerziehungsprogramm‘ ins Werk gesetzt worden sei, wo es in Wirklichkeit
um  die  weithin  akzeptierte  Selbstverständlichkeit  geht,  vielfältigen

geschlechtlichen und sexuellen Identitäten Akzeptanz zu verschaffen.“ 4 Die
Analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung verdeutlicht, dass die Diskriminierung
von LGBTIA-Menschen aus Sicht der AfD legitim ist, da für diese Gruppe(n)
Rechte abgeleitet würden, die das Grundgesetz lediglich für Ehe und Familie



vorsieht 5. Auch einer „Sexualisierung der Gesellschaft“ 6 soll Einhalt geboten
werden, wobei man sich bei allgegenwärtiger sexistischer Werbung durchaus
die Frage stellt, inwiefern diese nicht bereits an der Tagesordnung ist.

Rassenideologie/Bildungsrassismus

Auch  gegen  Ausländer_Innen  und  Geflüchtete  geht  die  Partei  seit  ihrer
Abspaltung von den „Euro-Skeptikern“ 2015, wie bereits erwähnt, offensiver
vor.  Passenderweise wünscht sich die AfD deshalb eine Vermehrung des
(deutschen)  Volkes,  geht  jedoch  sogar  einen  Schritt  weiter  als  die
nationalsozialistische  Rassenideologie.  Vorrangig  gut  ausgebildete  Frauen
bzw. Paare sollen für den deutschen Nachwuchs sorgen, wohingegen eine
„unkontrollierte  Vermehrung“  von  Arbeitslosen  oder  Migrant_Innen
abgelehnt  wird.  Familien  der  bürgerlichen  Elite  und  akademischen
Mittelschicht sollen Kinder bekommen, da die AfD von einer „natürlichen
Begabung“ der Menschen ausgeht, die sich von den gebildeten Eltern auf
ihre Kinder überträgt, im Falle der „nichtsnutzigen Schmarotzer“ eben nicht.
Diese  Haltung  ist  Bildungsrassismus  in  widerwärtigster  Form,  der  die
bestehende Chancenungleichheit nicht nur leugnet, sondern zugunsten einer
vermeintlich evolutionären Vorbestimmung sogar begrüßt.

Abtreibung

Eine ebenso konservative wie moralisierende Auffassung lässt sich in der
Position  der  Jugendorganisation  Junge  Alternative  (JA)  zum  Thema
Abtreibung finden. Die JA spricht sich für den Schutz ungeborenen Lebens
aus und behauptet, die aktuelle Rechtslage berücksichtige ausschließlich den
Willen  der  Mutter.  Dies  ist  zum einen nicht  korrekt,  da  in  Deutschland
Schwangerschaftsabbrüche  weiterhin  illegal,  wenn  auch  nach
verpflichtender  Beratung straffrei,  bleiben.  Zum anderen zäumt die  AfD-

Jugend mit der Forderung nach „Abtreibung nur bei triftigen Gründen“ 7 das
Pferd  von  hinten  auf:  Eine  kindgerechte  und  familienfreundlichere



Gesellschaft kann keinesfalls durch staatliche Verbote und Eingriffe in die
Entscheidungsfreiheit von Frauen geschaffen werden. Im Gegenteil, erst die
Abschaffung bestehender Unterdrückungs- und Ausbeutungsverhältnisse, die
wesentlicher  Bestandteil  des  kapitalistischen  Systems  und  bürgerlichen
Staates  sind,  eröffnet  Frauen (und auch Männern)  die  Möglichkeit  einer
Familienplanung  frei  von  materiellen  Abwägungen.  Die  fehlerhafte
Denkweise der JA äußert sich auch in folgender Forderung: „In jedem Fall
muss der Staat das materielle und seelische Wohlbefinden von Schwangeren,
bei  denen  ein  Schwangerschaftsabbruch  droht,  sicherstellen  und  dazu

ermuntern,  die  Schwangerschaft  fortzusetzen.“  8  Dadurch  wird  die
Doppelmoral  konservativer  Argumentation,  die  auf  Moral  und
Menschenwürde basiert, offenkundig: Während einer Schwangerschaft gilt
das  ungeborene  Leben  als  ultimativ  schützenswert  und  wird  über  die
Belange der Mutter gestellt, nach Geburt des Kindes ist die Frau jedoch auf
sich  allein  gestellt  und  kann  sehen,  wo  sie  und  das  Kind  bleiben.  Das
herangewachsene Kind darf später dann den „Schutz des Lebens“ in Kriegen
des  deutschen  Imperialismus  an  der  Front  am  eigenen  Leib  erfahren.
Passend dazu stellt die AfD „Elternverantwortung für den Werdegang ihrer

Kinder“ 9 in den Vordergrund ihrer Familienpolitik. Die Forderung danach,
dass  „jede  Mutter  Anspruch  auf  den  Schutz  und  die  Fürsorge  der

Gemeinschaft“ 10 haben soll, ändert noch lange nichts an der Realität und ist
verkürzt auf rein materielle Hilfeleistungen. Genau an dieser Stelle wird die
familienpolitische Position der AfD zur Klassenfrage: Die Vereinbarkeit von
Beruf  und Familie  ist  aktuell  insbesondere für  prekär  Beschäftigte  nicht
gegeben, während sich
gut situierte „Idealfamilien“ aus (zumeist) männlichem Alleinverdiener und
liebender Hausfrau und Mutter darüber weniger Gedanken machen müssen.
Und  auch  für  Paare  mit  mittleren  Einkommen  sind  die  vorhandenen
Betreuungsangebote  durch  –  wenn  auch  unzureichende  –  finanzielle
Unterstützung  des  Staates  zumindest  erschwinglich.  Doch  allein  durch
weiteren  Kita-Ausbau  oder  finanzielle  Anreize  lässt  sich  keine
Geschlechtergleichheit erzeugen. Insofern bringt es die Programmatik der
AfD auf den Punkt, wenn sie zugesteht: „Pflege und Erziehung der Kinder
sind das natürliche Recht der Eltern und die zuförderst ihnen obliegende



Pflicht.  Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.“11  Da es
elterliche  Pflicht  ist  und  bleiben  soll,  sich  um  die  eigenen  Kinder  zu
kümmern,  wird  das  propagierte  Idealbild  einer  intakten  Kernfamilie  aus
Vater, Mutter, Kindern gestärkt und reproduziert.

Keimzelle

Eine  solche  Darstellung  der  Familie  als  „Keimzelle  der  Gesellschaft“  ist
jedoch kein Alleinstellungsmerkmal der AfD. Ähnliche Formulierungen finden
sich auch bei der Union zuhauf. Die dargestellte Haltung der JA zum Thema
Abtreibung offenbart allerdings, worum es der Partei und ihrer Jugend in
Wirklichkeit geht: die Familie als Ort unbezahlter Reproduktionsarbeit, in
Form von Kindererziehung und Altenpflege. Diese Sichtweise versperrt sich
gegen den gesamtgesellschaftlichen Auftrag, sich um derartige Arbeiten zu
kümmern. Aus einer fortschrittlichen sozialistischen Perspektive kann also
nur die Vergesellschaftung dieser unbezahlten Erziehungs- und Pflegearbeit
die Antwort  sein.  Dies bezieht  explizit  die  Männer bzw.  Väter sowie die
Gesellschaft  als  Ganzes  mit  ein,  da  es  sich  bei  Erziehung,  Pflege  und
sonstiger  Reproduktionsarbeit  wie  Kochen  und  Waschen  um
gemeinschaftliche  Aufgaben  handelt.  Ausgerechnet  die  Einbettung  dieser
Arbeiten in die private Sphäre kann zu Isolation und Konflikten führen. Die
Kernfamilie, die auch die AfD nicht müde wird als Ideal zu verklären, ist
somit nicht automatisch ein Hort von Liebe und Glückseligkeit. Im Gegenteil,
in dieser gewissermaßen sakrosankten Institution ist die Unterdrückung der
Schwächeren  um ein  Vielfaches  erleichtert.  Körperliche,  psychische  und
sexuelle  Gewalt  werden  innerhalb  der  Familie  abgeschottet  von  der
gesellschaftlichen Wahrnehmung ermöglicht. Durch materielle Abhängigkeit
beispielsweise  der  Frau  von  ihrem  Mann  ist  ein  Durchbrechen  dieses
Mechanismus  nicht  ohne  weiteres  möglich,  dazu  kommen  Scham  und
Tabuisierung.  Die  idealisierte  Familie  wird  auf  diese  Weise  häufig  zur
„Keimzelle“ von Gewalt und Unterdrückung.



Refugee-Thematik

Die  moralische  Heuchelei  der  AfD  im  Hinblick  auf  eine  kinder-  und
elternfreundliche  Gesellschaft  tritt  auch  bei  der  Refugee-Thematik  offen
zutage.  Die  jüngste  Debatte  offenbart  auf  erschreckende  Weise  die
menschenverachtende Position der AfD-Parteiführung. Petry und von Storch,
zentrale Führungsfiguren der Partei, stehen ihren männlichen Kollegen in
nichts nach, wenn sie nach mehr „Law and Order“ rufen und sich für die
Option eines Schießbefehls an deutschen Grenzen aussprechen. Hier wird
auf  zynische  Art  überdeutlich,  dass  es  der  AfD  nicht  um „Frauen“  und
„Kinder“  im  Allgemeinen  oder  ein  „kinderfreundliches  Deutschland“  im
Speziellen geht, sondern bei allen Forderungen der AfD deutsche Frauen und
deutsche  Kinder  gemeint  s ind.  Trotz  mehrfacher,  hi l f loser
Distanzierungsversuche  kann  diese  Position  der  AfD-Führung  als
stellvertretend für  die  gesamte Politik  der Partei  betrachtet  werden.  Die
Standortsicherung  Deutschlands  als  Wirtschaftswunderland  innerhalb  der
EU und damit verbundene neoliberale Reformen stehen an vorderster Stelle,
während soziale  Programme,  wenn überhaupt,  nur  für  Bürger_Innen mit
deutschem Pass Verbesserungen bringen sollen. Alle anderen, die sich nicht
auf  deutsche  Abstammung  oder  wirtschaftlich  verwertbare  Ausbildung
berufen können, sollen doch bitte woanders als im gelobten Deutschland ihr
Glück suchen, geht es nach der AfD.

Neoliberale Politik

Insofern wird mehr als deutlich, dass die AfD eine neoliberale Politik für das
gehobene Kleinbürgertum vertritt, die jedoch den Interessen der Mehrzahl
der Lohnabhängigen zuwiderläuft. Das damit verbundene Heilsversprechen
zur Stabilisierung der Sozialsysteme wird sich ebenso als Illusion erweisen
wie  die  Prognose,  wonach  durch  die  Programmatik  der  AfD  prekäre
Beschäftigung für Akademiker_Innen wegfallen wird, im Gegenteil. Auch bei
der  Politik,  für  die  die  AfD  steht,  erfolgt  weiterhin  ungebremst  eine
Umverteilung von unten nach oben.



Die Idee, wonach Deutschland durch gesetzgeberische Maßnahmen „kinder-

und familienfreundlicher“ 12  werden könne,  muss aus marxistischer Sicht
ebenso abgelehnt werden wie das ausschließliche Vertrauen auf das bereits
beschriebene  „Gender  Mainstreaming“.  Es  ist  nichts  anderes  als  eine
Illusion, Geschlechterrollen und Gleichstellung von Frauen und Männern auf
bürokratische  Weise  herstellen  zu  wollen.  Der  bürgerliche  Staatsapparat
greift auf gesetzliche Regelungen und Verordnungen zurück, wodurch er die
Frauenfrage allerdings nicht lösen wird, solange kein wirklicher Abbau von
sexueller Unterdrückung und ökonomischer Ausbeutung geschieht. Daher ist
eine materielle Einebnung von Geschlechtsunterschieden notwendig. Ebenso
kann aus marxistischer Perspektive nur durch Vergesellschaftung häuslicher
Tätigkeiten zu einer offenen, kinderfreundlichen Gemeinschaft beigetragen
werden.

Die  Antwort  auf  die  geschilderten Hirngespinste  reaktionärer  Kräfte,  die
durchaus alles andere sind als ein Haufen verirrter Spinner, liegt nicht in
individuellen,  „emanzipierten  Lebensentwürfen“,  die  einer  solchen Politik
entgegengehalten  werden.  Vielmehr  bedarf  es  einer  proletarischen
Frauenbewegung, die organisiert und entschieden für Frauenbefreiung, für
die Überwindung der patriarchalen bürgerlichen Gesellschaft und gegen das
kapitalistische  Wirtschaftssystem  eintritt.  Nur  durch  die  Befreiung  der
Frauen  kann  die  Arbeiter_Innenklasse  als  Ganze  ihre  Interessen
verwirklichen, nur durch den Sozialismus können Gleichberechtigung von
Frauen  und  LGBTIA-Menschen  erreicht  und  Unterdrückung  überwunden
werden!
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Perspektivlos: Frauen auf der
Flucht
VON  HENRY  SCHMIDT,  Revolution,  Frauenzeitung  Nr.  4,
ArbeiterInnenmacht/REVOLUTION,  März  2016

In  den  hiesigen  Medien  wird  der  Flüchtlingsproblematik  ein  fast
ausschließlich  männliches  Gesicht  gegeben.  Obwohl  der
überwiegende Teil von Menschen, die die gefährliche Flucht nach
Europa  wagen,  Männer  sind,  sind  weltweit  mindestens  30% der
Geflüchteten  Frauen;  immerhin  18  Millionen.  Sie  sind  oft
Binnenflüchtlinge oder leben in gigantischen Lagern am Rande der
Nachbarländer. Der Grund dafür ist, dass sie weniger Unterstützung
aus Familie und Gesellschaft für eine Flucht nach Europa bekommen,
weil in sie weniger Hoffnungen auf einen Erfolg gesetzt werden oder
sie  Kinder  zu  versorgen haben.  Problematisch  ist  das  besonders,
wenn  man  bedenkt,  dass  es  eine  ganze  Reihe  frauenspezifischer
Fluchtgründe gibt. Auf der Flucht und auch in den Zielländern, sei es
in  Kenia,  der  Türkei  oder  in  Europa,  haben  Frauen  dann  ganz
besonders  mit  den Problemen einer  sexistischen Gesellschaft  wie
sexueller Gewalt oder reaktionären Rollenbildern zu kämpfen.

Frauenspezifische Fluchtgründe

Wenig Beachtung findet die Tatsache, dass es noch eine ganze Reihe
von  Gründen  gibt,  die  in  einer  patriarchalen  Gesellschaft  nur
Mädchen  und  Frauen  betre f fen .  E iner  davon  i s t  d ie
Genitalverstümmelung,  die  vor  allem  in  ganz  Afrika  und  dem
südasiatischen  Raum Anwendung  findet.  Sie  ist  ein  barbarischer
Gewaltakt, der oft irreparable körperliche und psychische Schäden
verursacht  und  nicht  ein  Integrationsritus,  wie  von  deutschen
Beamten oft  relativierend behauptet wird.  Deshalb wird sie meist
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nicht als legitimer Fluchtgrund anerkannt.

Ein wichtiger Punkt ist zudem die Zwangsehe. Sie betrifft vor allem
Frauen und Mädchen sehr jungen Alters und liefert sie an einen oft
viel älteren Mann aus, dem die Frau fortan gehört. Auch hier wird
zumeist kein Asyl gewährt. Die Begründung: diese Praktiken träfen
nicht alle Frauen einer bestimmten Religion, Ethnie usw.

Die Tötung im Namen der Ehre ist eine Praxis, die selbst in Europa,
wie z.B. im Kosovo, der September 2015 als sicheres Herkunftsland
eingestuft  wurde,  zumeist  aber  in  der  arabischen  Welt  weite
Anwendung  findet.  Betroffen  sind  weltweit  jedes  Jahr  ca.  5000
Frauen.  Homosexualität,  außerehelicher  Sex,  sei  es  auch  eine
Vergewaltigung,  oder  Ehebruch,  können  Auslöser  für  eine
„Ehrverletzung“  sein.  Abgelehnt  werden  Asylanträge  mit  der
Begründung,  dass  die  jeweiligen  Staaten  für  den  Schutz  der
betroffenen  Personen  zuständig  sind.

Dies führt schon zum nächsten frauenspezifischen Fluchtgrund: der
Sanktion  nach  einem  Ehebruch.  In  einigen  Ländern  sind
Ehebrecher_Innen mit sehr harten staatlichen Strafen sowie mit der
schon oben genannten Selbstjustiz konfrontiert. Einige Fälle wurden
in Deutschland nur als „asylrelevant“ eingestuft, weil Frauen für das
gleiche Vergehen sehr viel härter bestraft werden als Männer.

Sexuelle Gewalt ist natürlich auch ein sehr wichtiger Fluchtgrund,
der nur Frauen betrifft. Dabei ist hauptsächlich die sexuelle Gewalt
von  bewaffneten  Gruppen  gemeint.  Sie  wird  von  staatlichen  und
nicht-staatlichen Akteuren ausgeführt. Begangen werden die Taten
bei Razzien, in der Haft oder bei Überfällen auf Dörfer und Städte.
Massenvergewaltigung  als  Kriegswaffe  wird  flächendeckend  in
Ländern wie dem Kongo oder dem Südsudan angewandt, doch auch
in Syrien spielt sexualisierte Gewalt eine große Rolle. Die Ablehnung



von Asylanträgen wird damit begründet, dass der Herkunftsstaat für
den  Schutz  der  Frauen  sorgen  muss  oder  es  sich  um  private
Verbrechen handelt, die nicht asylrelevant sind.

Allgemein lässt  sich sagen, dass zwar seit  2005 frauenspezifische
Fluchtgründe,  auch  wenn  nicht-staatliche  Akteure  dafür
verantwortlich sind, anerkannt werden, es aber faktisch kaum eine
Verbesserung gab. Grund dafür ist, dass nur ein asylrelevanter Fall
vorliegt, wenn alle Frauen einer bestimmten Gruppe betroffen sind,
sonst wird ein Antrag als Privatsache abgetan. Außerdem müssen
Frauen Beweise für ihre Erlebnisse vorlegen, was natürlich völlig
unmöglich ist.

Die Lage von geflüchteten Frauen

Ein Problem bei der Asylgenehmigung ist auch, dass Frauen oft von
den Asylanträgen ihres Mannes abhängig sind. Dies nimmt ihnen die
Möglichkeit,  sich  von  dem Partner  zu  trennen,  wenn  er  sie  mit
Gewalt konfrontiert.

Ist ohnehin bereits ein Drittel der weiblichen Weltbevölkerung über
16 Jahre (ein Viertel in Deutschland) bereits von Gewalt betroffen
gewesen,  so  ist  der  Zustand  in  den  überfüllten  und  männlich
dominierten  Unterkünften  weitaus  schlimmer.  Es  gibt  kaum
weibliches  Personal,  Schutzräume  oder  eine  gesonderte
Unterbringung schon gar nicht.  Ist  eine Frau betroffen,  kann sie
ihrem Peiniger wegen der Residenzpflicht nicht einmal aus dem Weg
gehen. Ausnahmen greifen zu spät: wenn überhaupt, muss das Opfer
das  Heim  wechseln.  Zwar  gibt  es  Frauenhäuser,  in  denen  in
Deutschland Frauen theoretisch Schutz bekommen könnten. Frauen
mit  ungeklärtem  Aufenthaltsstatus  müssen  diese  Unterbringung
jedoch  selbst  zahlen,  wofür  sie  natürlich  kein  Geld  haben.



Obwohl dies alles bekannt ist,  gibt es auch in Deutschland keine
Präventions-  oder  Interventionskonzepte  wie  die  Überprüfung der
Einrichtung sowie ausreichende Beratung und psychische Betreuung.
Und das, obwohl zwischen 60% und 80% der von Gewalt betroffenen
Frauen  an  Folgebeschwerden  wie  Schlafstörungen,  Depressionen
und erhöhten Ängsten zu leiden haben.

Daneben mangelt es auch an medizinischer Versorgung, was unter
anderem zur  Folge  hat,  dass  sich  Geschlechtskrankheiten schnell
ausbreiten.

Gerade  in  den  für  eine  schnelle  Abschiebung  sehr  günstigen
Sammelunterkünften gibt es kaum Privatsphäre. Toiletten sind nicht
abschließbar und Duschräume nicht nach Geschlechtern getrennt.
Fehlendes Licht in den Bädern in ärmeren Ländern wie Jordanien
öffnet  Übergriffen  Tür  und  Tor.  Ein  Vorschlag,  nach  dem  in
Unterkünften in Deutschland abschließbare Toiletten und getrennte
Duschen als Mindeststandards gelten sollten, wurde im Asylpaket II
von Anfang 2016 gestrichen. Gerade nach den Ereignissen in der
Silvesternacht  zeigt  dies,  wie  heuchlerisch  der  „Feminismus“  der
Regierung ausfällt und wie wenig ihr am Schutz von Frauen wirklich
gelegen ist.

Prostitution geflüchteter Frauen gibt es auch in der Bundesrepublik
in „massivem Ausmaße“, so der bayrische Integrationsbeauftragte.
Die Frauen müssen sich verkaufen, da sie z.B. Schlepperschulden
zurückzahlen müssen.

In den Lagern fallen Frauen wieder die rollenspezifischen Aufgaben
wie  Kochen,  Putzen  und  Kindererziehung  zu.  Dies  verhindert
zusätzlich eine Integration in den Arbeitsmarkt. Da das Taschengeld
gestrichen  wird  und  nur  noch  Sachleistungen  gegeben  werden,
haben Frauen nicht mal mehr die Freiheit, ihnen bekannte Gerichte



zu kochen.

Familiennachzug

In der Regel sind Familiennachzüge erlaubt. Dies wurde nun aber
teilweise ausgehebelt. Die Große Koalition einigte sich darauf, den
subsidiär geschützten Flüchtlingen, die nicht abgeschoben werden
können,  weil  eine  Verfolgung  im  Heimatland  droht,  den
Familiennachzug um zwei Jahre zu verwehren. Zum anderen will man
perspektivisch  „sichere  Zonen“  in  Afghanistan  schaffen,  um
„Alternativen“  zur  Flucht  „anzubieten“.  Damit  würde  der
Familiennachzug  verweigert  werden.  Frauen  und  Kinder  werden
dadurch dazu gezwungen, die gefährliche Flucht selbst anzutreten,
und  sind  dann  von  psychischen  und  physischen  Strapazen,
Schlepperpreisen,  Auffangknästen  und  (sexueller)  Gewalt  bedroht.

Keine Frauenbefreiung ohne Sozialismus

Frauen sind weltweit von einer massiven Diskriminierung betroffen.
Das und die Unterdrückung durch das kapitalistische System zwingt
sie zur Flucht. Doch an ihrem Ziel sind sie mit ähnlichen Problemen
konfrontiert.  Auch in  Europa erwarten sie  Armut,  Rassismus und
sexuelle Gewalt, der notwendige Schutz wird ihnen verwehrt. Dies
rührt daher, dass es überall auf der Welt in unterschiedlichem Maße
Frauenunterdrückung gibt, deren Wurzel im Kapitalismus liegt.

Wir fordern daher:

Anerkennung frauenspezifischer Fluchtgründe!
Kinderbetreuung in den Heimen!
Schutzräume  in  den  Unterkünften  und  eine  gesonderte
Unterbringung, falls gewünscht!



Ausreichende medizinische und psychiatrische Behandlung!
Nieder mit dem Patriarchat, nieder mit dem Kapitalismus!

Afghanistan: Keine Befreiung
in Sicht
V O N  E L I S E  H U F N A G E L ,  F r a u e n z e i t u n g  N r .  4 ,
ArbeiterInnenmacht/REVOLUTION,  März  2016

Im  Herbst  2001  begann  der  US-geführte  Militäreinsatz  in
Afghanistan  (Operation  Enduring  Freedom),  unterstützt  von  der
ISAF, der International Security Assistance Force, an der sich die
Bundeswehr beteiligt. Ging es zunächst um den „Kampf gegen den
Terror“, wurden die Ziele des Angriffs schnell auf die Errichtung der
Demokratie nach westlichem Vorbild und die Stärkung der Rechte
der Frauen erweitert, um einen längeren Einsatz zu rechtfertigen.

Islamismus und Besatzung: Todfeinde für
Frauenrechte

Dabei  ist  natürlich  nicht  außer  Acht  zu  lassen,  dass  Afghanistan
schon für die Briten im 19. Jahrhundert als attraktiver Standort im
nahen Osten und als wichtiges Pfand gegenüber Russland galt. Und
auch heute wäre es für die USA wieder wertvoll, dieses Land mit
seiner geostrategischen Lage im mittleren Osten – Nähe zu China,
Iran,  Pakistan,  Indien  und  den  südlichen  ehemaligen  UdSSR-
Republiken –  „in  den Griff  zu bekommen“.  In  den letzten Jahren
stellte sich auch heraus, dass Afghanistan nicht geringe Vorkommen
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an Kupfer und Eisenerzen zu bieten hat,  ebenso wie Lithium, ein
begehrter Rohstoff für die Computerbranche. Zwei große Konzerne
aus  China  und  Indien  haben  auch  schon  Ausbeutungsrechte
erworben. Jedoch, aufgrund der unsicheren Lage im Land, läuft der
Abbau bisher nicht wie geplant.

Heute ist weder die anhaltende Freiheit noch die Sicherheit in dem
bürgerkriegsgebeutelten Land gewährt  –  und schon gar nicht  für
Frauen.  Die  Taliban  gewinnen  wieder  mehr  Boden  im  Land,  die
Warlords  der  Nordallianz  teilen  die  Gebiete  unter  sich  auf,  der
Drogenhandel ist immer noch die lukrativste Einnahmequelle und ein
Drittel der Bevölkerung lebt weiterhin in bitterer Armut.

80 Prozent der afghanischen Frauen sind Analphabetinnen und nur
weniger als ein Drittel gehen einer geregelten Lohnarbeit nach.

Die „First Lady“, Rula Ghani, äußerte auf einer Ausschuss-Sitzung im
Bundestag letztes Jahr, die Dominanz der Männer in ihrem Land habe
zugenommen, empfahl aber den Geberländern, die Betonung doch
bitte nicht so sehr auf die Rechte der Frauen zu legen, sondern die
Bedeutung von Familie und gegenseitigem Respekt zu unterstützen.

Die  Wirklichkeit  in  Afghanistan:
barbarische  Frauenunterdrückung

Aber ist die Befreiung der Frauen in Afghanistan wirklich so leicht:
alle sind einfach ein bisschen netter und die Grundstrukturen der
Unterdrückung bleiben erhalten?

Wie  sieht  die  strukturelle  Unterdrückung  der  Frauen  aus  und
wodurch wird sie  am Leben erhalten? Sind die Afghanen einfach
nicht „lernfähig“,  ist  allein die islamische Religion Schuld an der



Misere der Frauen und warum sind sie  nach 14 Jahren „stetiger
Bemühung“  der  westlichen  Allianz  immer  noch  nicht  befreit  und
demokratisiert? Diesen Fragen soll hier nachgegangen werden.

Ab  und  an  erreichen  uns  Horrormeldungen  über  misshandelte
Frauen  in  Afghanistan.  So  wurde  im  März  letzten  Jahres  eine
Studentin in Kabul von einem Mob aufgebrachter Männer öffentlich
totgeschlagen  und  verbrannt,  nachdem  sie  angeblich  den  Koran
angezündet habe. Nebenbei wurde erwähnt, dass sie vorher einen
Streit mit einem Geistlichen gehabt habe, der dann, wohl nicht mehr
Herr  der  Lage,  das  Gerücht  der  Gotteslästerung  lautstark
verbreitete, worauf die Lynchjustiz begann und von der Polizei nicht
aufgehalten wurde. Diese Tat löste Massenproteste in der Hauptstadt
aus.

Im November letzten Jahres ging ein Video über eine Steinigung
durch  die  Medien.  Eine  junge  Frau  hatte  ihren  weitaus  älteren
Ehemann betrogen. Sie wurde in einem Erdloch zu Tode gesteinigt,
ihr  Liebhaber  kam  offensichtlich  davon.  Die  Gouverneurin  der
Provinz, eine von nur zwei Frauen in dieser Stellung im Land, warnte
vor  weiteren derartigen Übergriffen  und machte  die  Taliban und
verantwortungslose Kriegsherren für die Tat verantwortlich.

Als die Taliban im September 2015 kurzfristig Kundus eroberten,
konnten  sie  zahlreiche  Daten  von  Regierungs-  und  NGO-
Einrichtungen erbeuten. Es folgten massive Angriffe unter anderem
auf  Frauenrechtlerinnen  und  auch  auf  Kliniken.  Frauen  wurden
vergewaltigt und getötet, Häuser niedergebrannt und auch nach dem
Rückzug wurden viele Aktivistinnen über Handy weiter bedroht, alles
um „Recht und Scharia“ wiederherzustellen. Und das in einer Stadt,
in der Frauen gerade mühsam angefangen hatten, sich wieder auf die
Straße zu trauen.



RAWA:  fortschrittlichste
Frauenorganisation  Afghanistans

RAWA, die „Revolutionary Association of the Women of Afghanistan“,
hat  eine  Liste  erstellt,  die  die  Vorstellungen der  Islamisten  über
Frauen dokumentiert:

Verbot  für  Frauen,  außerhalb  des  Hauses  zu  arbeiten
(Ausnahme: wenige Medizinerinnen und Krankenschwestern
in Krankenhäusern)
Verbot  sämtlicher  Aktivitäten  außerhalb  des  Hauses  ohne
männliche Begleitung
Forderung  an  Frauen,  die  Burka  (Ganzkörperschleier)  zu
tragen
Steinigung für Frauen, die außerehelichen Sex hatten
Verbot für Frauen, Sport zu treiben oder in einen Sportclub
zu gehen
Verbot, Kosmetik aufzutragen
Verbot für Frauen, laut zu lachen
Verbot für Frauen, sich zu Erholungszwecken zu treffen und
vieles mehr.

Die Gruppe ist seit den 1970er Jahren im Widerstand, sowohl gegen
die  SU-gestützte  DVPA-Regierung  als  auch  gegen  die  spätere
Taliban-Regierung  sowie  gegen  die  heutige  Regierung  und  die
internationalen  Invasoren.  RAWA tritt  nach  eigenen  Angaben  für
Frauen-, soziale und Freiheitsrechte ein. Ihre Hauptaufgabe liegt in
der Dokumentation der Verbrechen an Frauen und der Einrichtung
von  Bildungsstätten  für  Frauen  und  Mädchen,  viele  davon  in
Flüchtlingsgebieten  wie  Pakistan  (siehe  auch  unseren  Artikel
http://www.arbeitermacht.de/ni/ni77/afghanistan.htm).

Sie  wird  verfolgt  von  Extremisten  und  Warlords,  zählt  zu  ihren
Feinden auch Leute in höchsten Regierungskreisen, wie auch den
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„Vizepräsidenten“ (der in diesem Fall „Hauptgeschäftsführer“heißt)
Abdullah Abdullah.

Die DVPA- Regierung der 1970er und 80er Jahre hält sie für keine
sozialistische,  allenfalls  eine  Marionetten-Regierung  der  damals
bereits  degenerierten  Sowjetunion.  Sie  beklagt,  dass  in  dieser
Regierungszeit mehr Linke, Intellektuelle und Demokraten ermordet
wurden als die Taliban je geschafft haben.

Die Taliban sind für sie systematisch seit dem kalten Krieg von den
USA, Saudi-Arabien und auch Pakistan aufgebaut worden und haben
keine wirkliche Verankerung in der Bevölkerung.

Sie geht davon aus, dass ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen nie
schlechter waren als heute nach 14 Jahren westlicher Besatzung. Den
Druck von den Taliban auf der einen und dschihadistischen Warlords
auf der anderen Seite, deren kriminellste Elemente wieder an die
Macht gekommen seien, sieht sie als Ursache der heutigen Probleme
Afghanistans: Drogenhandel, Korruption und eine schlechtere Lage
der Frauen denn je. Ihre Aussage ist: Alle Anschläge, alles was im
Zuge der Rückeroberung von Kundus durch die Taliban passierte,
komme  den  USA  nur  entgegen  als  Rechtfertigung  für  eine
Verlängerung  der  militärischen  Besatzung.  Ihrer  Meinung  nach
könnte  die  US-Armee  innerhalb  eines  Monats  die  schlecht
ausgerüsteten  Taliban  zerschlagen,  wenn  sie  das  wirklich  wollte.

Veränderung kann nach ihrer Meinung nur aus dem afghanischen
Volk und den fortschrittlichen Bewegungen, welche auch immer das
sind, kommen; 14 Jahre Besatzung hätten gezeigt, dass Frieden und
Wohlstand nicht unter militärischer Besatzung entstehen können.

Leider mangelt es der Frauenbewegung an Verankerung unter der
Landbevölkerung, und sie haben auch kein wirkliches Programm, wie



die Befreiung vorankommen soll. Die Forderung allein: „Alle Besatzer
sollen das Land verlassen, dann läuft es auch mit der Demokratie, wir
brauchen eben noch ein paar Jahrzehnte“ zeigt keine Perspektive,
wie  beispielsweise  dass  die  Frauen  kämpfen  sollen,  gegen
patriarchale  Gewalt,  Korruption  und  letztlich  auch  gegen  eine
Regierung, die nur einen Kompromiss auf internationalen Druck hin
verkörpert.  In der sogenannten Einheitsregierung sind die beiden
„Chefs“, Ghani und Abdullah, hauptsächlich damit beschäftigt, sich
nicht vom jeweils anderen übervorteilen zu lassen und die eigenen
Leute in Machtpositionen zu hieven. Die Wahl stand unter massiven
Betrugsvorwürfen gegen beide Kontrahenten, und die Regierung hat
bis jetzt nur gezeigt, wie handlungsunfähig sie ist. Dabei ist für den
Westen  natür l i ch  e ine  s tarke  Zentra l reg ierung  a l s
Verhandlungspartner  entscheidend,  allein  das  Volk  Afghanistans
identifiziert  sich  nicht  mit  ihr,  was  sich  beispielsweise  in  der
Weigerung, Steuern zu zahlen, zeigt.

Afghanische Vorzeigefrauen

Natürlich gibt es in Afghanistan auch berühmte „starke“ Frauen wie
die  Ärztin  und  ehemalige  Frauenministerin  Sima  Samar,  die
Menschenrechtlerin,  die  durch  gemäßigten  Auftritt  versucht,  ihre
Gegner  zu  überzeugen.  Letztendlich  wurden  ihre  Versuche,  die
Gesundheit der Frauen zu verbessern, unter der Taliban-Regierung
beschränkt  und  ihre  Untersuchungen  über  die  Verbrechen  der
Warlords vom damaligen Präsidenten Hamid Karzai unterbunden, der
seine Verbindung zu den Kriegsherren gestört sah.

Oder die  jüngste Abgeordnete Malalai  Joya (Dschoja)  (siehe auch
www.arbeitermacht.de/ni/ni153/buchbesprechung.htm),  die  ihre
Kritik sowohl an den Machenschaften der Warlords als auch an der
amerikanischen Besatzung öffentlich äußerte, dafür 3 Jahre lang von
Kabinettssitzungen ausgeschlossen wurde und danach nicht mehr zu
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Wahlen antrat.

Faktisch  ist  es  Frauen  in  Afghanistan  nicht  möglich,  öffentliche
Ämter  auszuüben  ohne  männliche  Schirmherrschaft,  nach  deren
Meinung sie sich dann im Ernstfall auch richten müssen.

Afghanische  soziale  Realität:  die
Schranke  für  bürgerliche
Frauenrechtlerei

Warum stagniert also der „Kampf für die Rechte der Frauen“?

Fragt man Frauenrechtlerinnen in Afghanistan, so stellen sie meist
die Forderung nach Bildung als Voraussetzung für die Befreiung der
Frauen in den Vordergrund. Einer umfassenden Ausbildung stehen
aber  viele  Faktoren  entgegen:  mangelnde  Ausbildung  von
Lehrer_Innen,  fehlendes  Lehrmaterial  ebenso  wie  die  Armut  der
Familie. Noch immer ist für viele Mädchen die Schulzeit nach der
Grundschule  beendet  und  nicht  wenige  werden  viel  zu  früh
verheiratet. Für eine Familie auf dem Land ist der „Verkauf“ einer
Tochter  gegen  Land  oder  Nutztiere  immer  noch  die  einzige
Alternative  zum  Verhungern.  Viele  wagen  nicht,  ihre  Töchter  in
Mädchen-Schulen  zu  schicken,  da  diese  häufig  Angriffsziele
extremistischer  Fanatiker  sind,  und  oft  wird  die  Mitarbeit  der
Töchter zuhause dringend zum Broterwerb benötigt.

Die Schulen wurden gebaut als Vorzeigeobjekte, aber nicht selten
stehen auf dem Land sogenannte „Geisterschulen“, in die niemand
geht,  und  die  Machthaber  im  Dorf  kassieren  immer  noch  die
Lehrergehälter.

Entscheidend ist auch die Akzeptanz einer Schule in einer Gemeinde.



Tatsächlich verringert sich das Risiko für Angriffe auf eine Schule,
wenn sie von der Region selbst gewünscht wurde und statt von den
internationalen Gebern selber verwaltet und bewacht wird.

Viele  Gewalttaten  gegen  Frauen  passieren  im  familiären
Zusammenhang,  oft  als  Ergebnis  von  Zwangsheirat  mit  erheblich
älteren  Männern.  Frauen,  die  sich  dagegen  auflehnen  oder  gar
flüchten, landen im Gefängnis oder werden von den Familien gleich
selbst bestraft. Anzeigen gegen Gewaltakte werden zwar vermehrt
aufgegeben, jedoch kommt es in einem System von Korruption und
extrem schlecht ausgebildeten und ausgerüsteten „Ordnungskräften“
selten zu Verurteilungen der Männer. Viele NGOs versuchen, Frauen
zu  unterstützen,  aber  prinzipiell  herrscht  kein  Vertrauen  in  die
Regierung und Frauen geraten  in  einem Land,  in  dem ständiger
Druck von Islamisten und Dschihadisten aufgebaut wird, zuerst ins
Hintertreffen.  Dies  soll  weder  häusliche  Gewalt  noch  öffentliche
Angriffe auf Frauen rechtfertigen. Wir verurteilen alle Übergriffe auf
Frauen, sei es aus religiösen oder persönlichen Gründen. Derartige
Ausbrüche  und  Gewaltexzesse  sind  nur  ein  Ausdruck  der  tiefen
Spaltung  der  Arbeiter_Innen-  und  der  Ba(e)uer_Innenklasse,  die
zumindest auf dem Land fernab von allen Regierungsgeschäften lebt,
zwischen rivalisierenden Gruppen hin- und hergeschoben wird, auf
den Zusammenhalt der „Familie“, wie reaktionär sie auch sein mag,
angewiesen  ist  und  an  der  die  Erfahrungen  des  „Arabischen
Frühlings”  vorbeigezogen  sind.

In der neuen Verfassung ist theoretisch die Gleichberechtigung von
Männern und Frauen verankert, doch fürchten schon jetzt viele mit
den Erfolgen der Taliban ein weiteres Rollback für jede Verbesserung
der Lage von Frauen.



Heuchelei  der  imperialistischen
Besatzungsmächte  oder:  warum
funktioniert die „Demokratisierung“ von
außen nicht wie angekündigt?

Der „Krieg gegen den Terror“ sollte nach dem Modell „Clear – Hold –
Build“  ablaufen,  also  Vertreibung  oder  Vernichtung  der  Taliban,
Halten  der  Stellung  durch  Ausbildung  nationaler  Streit-  und
Polizeikräfte  und  danach  Aufbau  der  Infrastruktur,  damit  alle
merken, woher der „Wohlstand“ kommt und die Taliban nicht mehr
unterstützen.

Zunächst lief die Vertreibung der Taliban recht gut, wenn auch mit
einigen „Kollateralschäden“ unter Zivilist_Innen und oft  vorbei  an
jedwedem Menschenrecht. Dass sich dadurch der Widerstand auch
der  Taliban  erhöhte,  „berechtigte“  dann  wieder  zu  Einsätzen
amerikanischer  Spezialkommandos  zur  Terrorbekämpfung,  die  die
Bevölkerung tyrannisierten.

Die  Ausbildung  der  einheimischen  Streitkräfte  war  jedoch  nie
wirklich  erfolgreich,  und  wie  sich  jetzt  zeigt,  sind  sie  schlechter
ausgerüstet als die Taliban und und desertieren schon teilweise.

Ein Drittel der Bevölkerung lebt immer noch unter der Armutsgrenze,
der Wohlstand, der sich „wie ein Ölteppich“ auf das Land ausbreiten
sollte, ist ausgeblieben: zum einen, weil viele Fördergelder gleich zu
Anfang bei der afghanischen Elite versickert sind, zum anderen auch,
weil die größten Posten heute in die Sicherheit der eigenen Truppen
fließen, und zum Dritten mit dem (teilweisen) Abzug der Truppen
zugleich  der  größte  Auftraggeber  der  lokalen  Wirtschaft
verschwindet. Wir wollen ganz schweigen von den vielen Jobs für die
urbane Mittelschicht, die eine anhaltende Militärpräsenz erforderlich



machen, wie zum Beispiel Dolmetscher, deren Existenz jetzt auf dem
Spiel steht, nicht nur finanziell, sondern auch, weil zum Beispiel die
Bundesrepublik nicht für ihre Sicherheit garantiert und sie der Rache
der Extremisten ausgesetzt sein können.

„Nicht  selbsttragend“  nennt  sogar  die  Bundesregierung  das
vorangegangene  Wirtschaftswachstum.

Die Terrorbekämpfung stand an erster Stelle, ein Wiederaufbau des
Landes war nie ernsthaft angedacht.  Die Verbündeten der NATO-
Truppen sind zum Teil die gleichen Warlords, die in den neunziger
Jahren das Land tyrannisiert haben.

Zeitgleich  mit  der  Ankündigung  des  Truppenabzugs,  die  dann  ja
wieder  relativiert  wurde,  stieg  die  Zahl  der  Flüchtlinge  aus
Afghanistan.  In  Erinnerung  an  das  Taliban-Regime  ist  das
verständlich, denn sie wissen, dass die extremistische Gefahr nicht
gebannt ist, zumal jetzt auch der IS mit Taliban-Gruppen kooperiert
und versucht, eine Dominanz in Afghanistan zu bekommen.

Da erscheint die Kampagne des auswärtigen Amts mehr als makaber,
mit der es versucht, den Flüchtlingsstrom einzudämmen. Auf großen
Plakaten steht: „Sie wollen Afghanistan verlassen? Haben Sie sich
das gut überlegt?“ Und „unser“ Innenminister setzt noch einen drauf,
indem er  äußert,  deutsche Soldaten würden Afghanistan sicherer
machen,  große Summen von Entwicklungshilfe  seien in  das Land
geflossen: „Da kann man erwarten, dass die Afghanen in ihrem Land
bleiben.“

Dass  die  meisten  Flüchtlinge  in  Pakistan  landen,  um nach  einer
Beruhigung der Lage wieder nach Hause zurückkehren zu können
oder weil sie sich einen weiteren Weg gar nicht leisten können, hat er
dabei wohl übersehen.



Für  den  Abzug  der  Besatzungstruppen
und  Selbstverteidigung  der  werktätigen
Frauen!

Oft  wird  geäußert,  dass  der  Fortschritt  in  Afghanistan  ohne  die
Frauen nicht zu erreichen ist.

Wenn  s i ch  d ie  Arbe i te r_ Innen  und  Ba (e )uer_ Innen
zusammenschließen,  können  sie  ihre  Häuser  und  Schulen  selbst
gegen  die  Fundamentalisten  verteidigen,  vorausgesetzt,  sie
erkennen, dass auch ihre ethnischen Konflikte nur den Zielen der
Besatzer dienen, um sie zu spalten.

Die Massen in Pakistan, das heute als Auffangort für Flüchtlinge und
Nachschubquelle  für  die  Islamisten  dient,  können  genauso  zum
Verbündeten werden, wenn sich ihre unterdrückten Schichten und
Klassen organisieren, um ihre „alten Herren“, religiöse Fanatiker und
gierige Warlords, zu verjagen.

In  Rojava  in  Syrien  sehen  wir,  wie  Selbstverwaltung  und  -
verteidigung Hand in Hand mit Frauenbefreiung geht. Diese Frauen,
die gemeinsam mit den Männern in den Krieg gezogen sind und ihr
Land aufbauen, lassen sich nicht mehr zwangsverheiraten oder ans
Haus fesseln.

Der Aufbau von außen durch OEF und ISAF hat nicht funktioniert,
und der Terror ist nicht beendet, sondern wieder auf dem Vormarsch.

Wir sagen: Zieht Eure Truppen restlos ab und sorgt dafür, dass Eure
Hilfsgelder ausschließlich da landen, wo sie Fortschritt bringen: in
der Erziehung und Bildung,  in  der Produktion,  die  den Afghanen
nützt und nicht dem westlichen Kapital!



Es reicht nicht aus, zu fordern, dass „die Männer“ umdenken müssen,
die Arbeit der wenigen NGOs für die Bildung und Förderung von
Frauen muss in einer demokratischen Regierung ganz oben auf der
Prioritätenliste stehen. Frauen im ganzen Land müssen lernen, sich
gegen Patriarchat und religiösen Fundamentalismus zu verteidigen.
Allerdings sind dabei Maßnahmen wie das Burka-Verbot der Besatzer
wenig hilfreich (und waren wohl eher als subtile Terrorbekämpfung
denn als  Befreiung der Frauen gedacht).  Die freie  Ausübung der
Religion muss gewährleistet sein; wenn sich Frauen aus religiöser
Überzeugung und als Schutz vor Übergriffen verschleiern möchten,
dann muss ihnen das gestattet werden.

Es gibt durchaus weltliche Schulen bzw. solche, die einen friedlichen
Islam lehren, diese müssen ebenso geschützt werden.

Schutzräume  für  Frauen,  die  verfolgt  werden,  weil  sie  aus  der
Familie ausbrechen, müssen ausgebaut werden, damit sie nicht mehr
Folter und Selbstjustiz ausgesetzt sind.

Statt mangelhafter Versorgung und Ausbildung einer Schein-Armee
unter imperialistischer Aufsicht braucht Afghanistan eigene Milizen
der Arbeiter_Innen und armen Ba(e)uer_Innen, die den Kampf für
ihre eigene Freiheit auch führen können.

Hört auf, ihnen Marionetten-Regierungen
vor die Nase zu setzen, die sie nicht akzeptieren werden! Lasst sie
den demokratischen Aufbau selbst gestalten!

Dann wird  sich  zeigen,  wie  revolutionär  die  linken  Parteien  und
Gruppen  Afghanistans  sind,  ob  sie  den  gemeinsamen  Kampf  als
Frauen und Männer führen können.



Schlüssel  zur  Frauenbefreiung:  ein
Programm der permanenten Revolution

Die Befreiung der Frau geht Hand in Hand mit ihrer Befreiung vom
Los  der  Reproduktionsarbeit,  praktisch  heißt  das  auf  dem  Land
immer noch Heimarbeit, Subsistenzwirtschaft, keine freie Wahl des
Ehepartners und keine Zeit  für Bildung. Das stellt  die Forderung
nach Vergesellschaftung der Hausarbeit  einerseits und auch nach
Verteilung von Land und Besitz  auf.  Voraussetzung dafür  ist  die
Enteignung der Großgrundbesitzer und Wucherer, die Abschaffung
aller vorkapitalistischen Abhängigkeits- und Ausbeutungsverhältnisse
in verschiedenen Formen der Grundrente (Geld- und Naturalpacht,
Zwangsdienste auf  dem Land und im Haushalt,  Tagelöhnerei  und
Kontraktlohn). Revolutionäre Kommunist_Innen treten dafür ein, dass
einerseits die Lohnabhängigen und Landlosen im Dorf auf großen
Staatsgütern  beschäftigt  werden,  andererseits  Anreize  für  die
freiwillige  Kollektivierung  der  Parzellenba(e)uer_Innen  geschaffen
werden,  die  von  der  Aufteilung  eines  Großteils  des  enteigneten
Großgrundbesitzes  profitiert  haben.  Sie  müssen energisch für  ein
Infrastruktur-  und  Agrarentwicklungsprogramm kämpfen,  das  den
Hunger  und  ökologische  Schäden  beseitigt,  mittels  Bewässerung,
Aufforstung,  Saatgutkultivierung  und  Bodenamelioration  die
nutzbare Ackerfläche vergrößert und durch sinnvolle Fruchtfolge die
Bodenqualität für Mensch, Tier und Pflanzen erhält. Heute ist die
Opiumgewinnung  wieder  landwirtschaftliche  Haupteinkunftsquelle.
Die Taliban hatten den Anbau untersagt, nachdem sie selber geraume
Zeit  daraus  Profit  geschlagen hatten.  Das  spricht  Bände für  den
„Fortschritt“  innerhalb  der  Dorfwirtschaft.  Wir  sind  dafür,  dass
Ba(e)uer_Innen  Pflanzen,  die  zur  Drogengewinnung  und  für  die
Herstellung  von  Arzneimitteln  dienen,  legal  anbauen  dürfen.  Wir
verlangen aber den staatlichen Ankauf und Vertrieb solcher Produkte
im Rahmen eines Behandlungsprogramms von Drogensüchtigen zu
Preisen,  die  von  Preiskomitees  der  Arbeiter_Innen  und
Ba(e)uer_Innen  festgelegt  werden!  Das  oben  skizzierte



Agrarbeschäftigungs- und -anbauprogramm muss jedoch Anreize für
den Ausstieg aus der Opiumerzeugung zugunsten der Stillung der
dringendsten  Bedürfnisse  (Lebensmittel,  Kleidung,  Wohnung)
schaffen.

Ferner  treten wir  für  vollständige Demokratie  ein:  Wahlrecht  für
Männer und Frauen! Trennung von Kirche und Staat! Freiheit für alle
religiösen  und  weltlichen  Überzeugungen!  Für  eine  souveräne
konstituierende  Versammlung,  in  der  Kommunist_Innen  ihr
Programm der permanenten Revolution für Afghanistan vorschlagen!
Überwachung  ihres  Wahlvorgangs  durch  Komitees  aus
Arbeiter_Innen und armen Ba(e)uer_Innen! Für die Vertreibung der
imperial ist ischen  Besatzungsarmeen,  den  Sturz  ihrer
Kompradorenregierungen  und  die  Niederlage  der  bewaffneten
i s l am i s t i s chen  Reak t i on !  Für  vö l l i ge s  na t i ona l e s
Selbstbestimmungsrecht einschließlich des Rechts auf Austritt  aus
Afghanistan  und  Bildung  einer  selbstständigen  Republik  oder
Anschluss  an  einen  anderen  Staat!

Für die Abschaffung von Zwangsehen und Brautpreis, Legalisierung
der  Abtreibung  und  Scheidung  auf  Wunsch  der  Frauen!  Für  ein
k o m m u n a l e s  G e s u n d h e i t s - ,  B i l d u n g s -  u n d
Haushaltsversorgungssystem,  das  die  private  Hausarbeit  ablösen
kann! Für ein staatliches Rentensystem, das die Abhängigkeit von der
Familie und Verwandtschaft aufhebt!

Die völlige Lösung aller  demokratischen Aufgaben,  demokratische
Republik wie Agrarbefreiung und nationale Selbstbestimmung, kann
nur  durch  eine  Diktatur  des  Proletariats,  gestützt  auf  die
Ba(e)uer_innenschaft,  durch  eine  Arbeiter_Innen-  und
Ba(e)uer_Innenregierung  erfolgen,  die  bei  demokratischen
Maßnahmen  nicht  stehen  bleibt,  sondern  von  Beginn  an  zu
sozialistischen  (progressive  Besteuerung;  Enteignung  des
Großkapitals;  Entwaffnung  seiner  paramilitärischen  Verbände,



Warlords,  Taliban  oder  anderer  reaktionärer,  z.B.  islamistischer,
Kräfte  sowie  der  bewaffneten  Staatsmacht  in  Armee,  Polizei  und
Geheimdienst;  Ersetzung  der  ungewählten  Beamt_Innen-  und
Richter_Innenschaft  durch gewählte,  jederzeit  abrufbare  und zum
Durchschnittslohn  bezahlte  Repräsentant_Innen)  übergeht.  Diese
muss vom Tag 1 ihrer Herrschaft an auch die Revolution nach außen
tragen,  in  der  Errichtung  einer  sozialistischen  Föderation  des
Mittleren  Ostens  gipfelnd.

Der  Unterschied  zu  RAWA  und  zum
bürgerlichen  Programm

Dieses Programm unterscheidet sich deutlich von dem der RAWA.
Dies ist zwar für afghanische Verhältnisse progressiv, doch verbleibt
es im bürgerlichen, linksliberalen Rahmen. Statt auf Propaganda und
Agitation  unter  den  Volksmassen  setzt  es  auf  die  „gebildete“
städtische Elite, auf wohlwollendes Entgegenkommen der Regierung
und  Besatzer,  kurz  auf  die  Vertreter  der  herrschenden  Klassen
Afghanistans  und  der  Imperialisten.  Es  verkörpert  ein  Modell
westlicher Zivilisation und Entwicklungshilfe. Doch leider ist dieses
seit  Beginn  der  imperialistischen  Epoche  für  die  überwältigende
Mehrheit  der  Menschheit,  die  in  halbkolonialen  Ländern  wie
Afghanistan lebt, vollständig reaktionär. Es leistet nicht nur keinen
Beitrag zu deren Befreiung, sondern verfestigt deren Abhängigkeit,
nutzt ausschließlich den imperialistischen Plünderern und Räubern.
Mit einem Wort: das bürgerliche (Frauen-)Befreiungsprogramm hat
seine  revolutionäre  Rolle  wie  die  Bourgeoisie  selbst  längst
ausgespielt.  Die  weltweit  herrschenden  bürgerlichen  Klassen
verkörpern  nur  noch  die  Reaktion  auf  der  ganzen  Linie!



Anschläge  in  Belgien  und
Pakistan:  Die  Täter  sind
dieselben
VON SVENJA SPUNCK

Innerhalb nur weniger Tage erschütterten terroristische Anschläge in
Brüssel und Lahore die Öffentlichkeit. Beide Anschläge wurden von
islamistischen  Terrororganisationen  ausgeführt,  die  zu
Daesh/Islamischer  Staat/Taliban  gehören.  Bei  beiden  starben
unschuldige Menschen auf  öffentlichen Plätzen,  die man auf  dem
Weg zur Arbeit oder zur Erholung am Wochenende passiert.

Wir  verurtei len  die  Anschläge  gegen  die  unschuldige
Zivilbevölkerung und solidarisieren uns mit ihren Angehörigen. Das
sollten  alle  sich  als  Sozialist_Innen  und  Demokrat_Innen
verstehenden  Menschen  tun.

Doch während der Anschlag auf die Metro und den Flughafen in
Brüssel  die Titelblätter und Eilmeldungen aller deutschen Medien
füllte, wurde die Bombe, die inmitten eines Freizeitparks für Kinder
in  Lahore,  Pakistan,  detonierte,  nicht  annähernd  so  viel
Aufmerksamkeit  geschenkt.

Diese Haltung ist bezeichnend für die bürgerlichen Medien und die
politische Elite unseres Kontinents.

Der Anschlag auf die „Hauptstadt Europas“ oder auf eine Stadt in
einem Land, das sich als „islamische Republik“ bezeichnet, wird in
europäischen  Medien  unterschiedlich  wiedergegeben.  Denn
scheinbar  seien  die  Menschen  in  Pakistan,  einem Land  in  einer
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grundlegend politisch völlig  instabilen Region,  sowieso an Terror,
Bomben  und  Selbstmordattentäter  gewöhnt.  Die  Menschen  in
Westeuropa  hingegen  seien  da  viel  zivilisierter.

Ein anderes Bild

Doch wenn man die Situation von einem internationalistischen und
sozialistischen  aus  Standpunkt  betrachtet,  dann  ergibt  sich  ein
anderes Bild. Die Anschläge des Daesh und anderer erzreaktionärer
Organisationen können nicht verstanden werden, wenn nicht auch
die Ursachen ihres Anwachsens begriffen werden.

Profanes Wissen über Kolonialgeschichte reicht bereits aus, um zu
wissen,  welch  riesigen  und  bis  heute  andauernden  Schaden  die
Versklavung ganzer Kontinente durch die westlichen Kolonialmächte
wie  England,  Frankreich  und auch Belgien  verursacht  hat.  Diese
imperialistische  Politik  wird  bis  heute  von  ihnen  und  anderen
Mächten  fortgesetzt.

Nicht nur die wirtschaftliche Abhängigkeit, sondern auch die direkte
Intervention,  Besatzung  tragen  zur  sogenannten  politischen
„Instabilität“ dieser Länder bei. Die Unterdrückung fortschrittlicher
Bewegungen und vor  allem der  Arbeiter_Innenklasse  durch diese
Regime mithilfe der Imperialisten, aber auch die politischen Fehler
der Linken spielen dabei den Islamisten in die Hände, die sich als
Sammelpunkt der Verzweifelten aus den Mittelschichten (aber auch
anderen Klassen) und als falsche, antiimperialistische Alternative zu
profilieren suchen.  Hinzu kommt,  dass  die  heutigen „Terroristen“
dabei oft selbst die Ziehkinder des Imperialismus aus vergangenen
Zeiten sind.

Das sieht man sehr gut am Aufstieg des sogenannten Islamischen
Staates.  Ohne  die  französische  Intervention  in  Syrien  oder  die



anhaltende Unterstützung des Assad-Regimes durch den russischen
Imperialismus würde die Lage im Nahen Osten heute ganz anders
aussehen. Das heißt aber keinesfalls, die Opfer in Paris oder Brüssel
seien selbst Schuld an ihrem Tod.

Keine leeren Worte

Um Solidarität mit den Opfern von Brüssel und Lahore nicht als leere
Worthülse stehen zu lassen, gilt es auch, die Verantwortlichen für die
Verhältnisse  zu  benennen,  die  diese  reaktionären  Anschläge
hervorgebracht  haben.  Die  imperialistischen  Mächte,  die  größten
„Terroristen“ der Welt, haben den Boden bereitet, auf dem Daesh
und andere ihr reaktionäres Unwesen treiben. Ihre Taten sind nicht
nur unmenschlich,  sie  spielen letztlich auch den imperialistischen
und  anderen  reaktionären  Herrschenden  in  die  Hände,  die  ihre
wirtschaftlichen und politischen Ziel im Namen des „Krieges gegen
den Terror“ verfolgen, den ihre „Ordnung“ erst hervorgebracht hat.

Angst  und  Schrecken  werden  zudem  ausgenutzt,  um  weiterhin
demokratische  Rechte  auszuhebeln.

So  geschah  es  bere i t s  im  monate lang  andauernden
Ausnahmezustand,  der  in  Frankreich verhängt  wurde.  Die  Gefahr
eines weiteren Anschlags wurde dabei nicht gesenkt, dafür wurde
aber  politische  Aktivist_Innen  schikaniert,  tausende  Wohnungen
muslimischer  Mitbürger_Innen  durchsucht  und  eine  ganze
Community  unter  Generalverdacht  gestellt.

Auch Rechtspopulist_Innen nehmen solche Ereignisse zum Anlass,
weiter  Hetze  gegen  Menschen  mit  muslimischem  Glauben  zu
betreiben und ignorieren dabei die Tatsache, dass global gesehen der
größte Anteil von Opfern solch terroristischer Gewalt selbst Muslime
oder Muslima sind. Menschen, die gezwungen sind, in Ländern wie



Pakistan oder dem Irak unter diesen extremen Bedingungen zu leben
und politisch zu arbeiten, sind auch nicht „besser gewöhnt“ an solche
Anschläge, sie sind nur einem viel höheren psychologischen Druck
und einer dauerhaften Bedrohung ausgesetzt.

Makaber ist daran jedoch, dass es dann Politiker_Innen gibt, die sich
zur  großen  Volkstrauer  in  Brüssel  und  Paris  treffen,  um  den
Niedergang des Abendlandes zu beweinen, während das Schicksal
der Pakistaner_Innen mal eben unter den Tisch fällt.

Dem  müssen  wir  eine  internationalistische  und  sozialistische
Alternative entgegensetzen! Praktische Solidarität bedeutet,  gegen
jegliche  imperialistische  Intervention  im  Nahen  Osten  sowie  in
Südasien und überall sonst einzutreten, militärische Kooperationen
und Waffenhandel zu stoppen und sämtliche demokratischen Rechte
wie die Versammlungsfreiheit zu verteidigen! Es bedeutet auch, sich
gegen islamfeindlichen Rassismus zu wehren und eine internationale
Bewegung gegen Krieg und Imperialismus aufzubauen – und somit
auch  die  Grundlage  für  einen  erfolgreichen  Kampf  gegen
islamistische  Reaktionäre  zu  legen.

Schule  in  Fulda:
Podiumsdiskussion  mit  der
AfD
Am  Montag ,  den  22 .02 .2016 ,  gab  es  im  Rahmen  der
Kommunalwahlen an einer Fuldaer Schule eine Podiumsdiskussion
mit  allen  antretenden  Parteien.  Neben  CDU,  SPD,  Grüne,  FDP,

https://onesolutionrevolution.de/schule-in-fulda-podiumsdiskussion-mit-der-afd/
https://onesolutionrevolution.de/schule-in-fulda-podiumsdiskussion-mit-der-afd/
https://onesolutionrevolution.de/schule-in-fulda-podiumsdiskussion-mit-der-afd/


Linke.Offene.Liste und der christlichen Wählereinheit (CWE) bekam
auch  die  AfD  einen  Platz  auf  dem  Podium.  Grund  genug  eine
Gegenaktion zu organisieren.

Gemeinsam  mit  einem  Mitglied  einer  Neuhofer  Refugeesoli-
Schüler_Innengruppe  haben  wir  unter  dem  Banner  von  „Jugend
gegen Rassismus“ im Vorfeld über 150 Flyer an der Eduard-Stieler-
Schule verteilt.

Während  der  Podiumsdiskussion  wurde  hauptsächlich  über
„Schülerthemen“, wie öffentlicher Nahverkehr und das Schulsystem
an sich, diskutiert. Während die CDU mit „alles ist gut“, bei teilweise
über 350 Euro Ticketpreisen für öffentlichen Nahverkehr, geworben
hat  ist  die  Linke.Offene.Liste  für  freien,  kostenlosen  Nahverkehr
eingetreten.  In  der  ganzen Diskussion hat  sich  der  AfD-Vertreter
(Name??) mehr oder wenig lächerlich gemacht. Oft wurde er auch
wegen zu hoher Lautstärke und mackerhaften Verhaltens von der
Redeleitung ermahnt. Als Genoss_Innen ihn mit der Aussage seines
Neuhofer „Kamerad“ und Fuldaer AfD-Vorsitzenden Hohmann „Die
Juden seien ein  Tätervolk“  konfrontierten,  hat  er  sich von seiner
eigenen Partei distanziert.

Auch wenn wir  die Aktion als  Erfolg ansehen finden wir  es sehr
negativ seitens der Schulen erst ein AfD-Mitglied einzuladen, dann
die  Schüler_Innen  mit  „ihr  könnt  sie  ja  in  der  Diskussion  fertig
machen“ zu beruhigen und weiterhin keine zehn Minuten Diskussion
einzuräumen.  So  wurde  letztendlich  einem Rassisten  ein  Podium
gegeben,  ohne  dass  Schüler_Innen  selbst  intensiv  dagegen
argumentieren konnten. So blieb leider kein Raum, um die AfD mit
ihren  rassistischen  Äußerungen bezüglich  der  Silvestervorfälle  zu
konfrontieren, geschweige denn eine Perspektive aufzuzeigen.

Wir werden weiter „Jugend gegen Rassismus“, ein antirassistisches



Jugendbündnis, welches sich vor kurzem bundesweit gegründet hat,
aufbauen und auch weiterhin Aktionen in Fulda dazu organisieren.
Demnächst findet am 27. April ein bundesweiter Schulstreik statt.
Wir rufen alle Jugendorganisationen dazu auf sich an den Aktionen zu
beteiligen!

Für eine Jugendbewegung gegen Rassismus und Sexismus!

Revo vor Ort: SiKO 2016
Im Februar trafen sich wieder einmal die Kriegstreiber_Innen dieser
Welt  in  München  auf  der  Sicherheitskonferenz.  Während  die
Imperialist_Innen und ihre Handlang_Innen über die Neuaufteilung
der Welt stritten und in immer größere Konfrontationen wie z.B. in
Syrien geraten, demonstrierten wir gegen diese Politik draußen vor
der Tür mit mehreren Tausend Antimilitarist_Innen.

Dabei griffen die Bullen mit Schlagstöcken und Pfefferspray an. Es
wurden 6 – 8 Aktivist_Innen vorübergehend festgenommen, darunter
auch eine Genossin von REVOLUTION-Austria sowie ein Genosse der
Gruppe ArbeiterInnenmacht. Beide sind wieder raus – aber es drohen
weitere Verfahren.  Wir  verurteilen diese Repressionen gegen alle
Aktivist_Innen,  die  sich  Krieg,  Ausbeutung  und  Unterdrückung
entschieden  entgegenstellen  aufs  Schärfste  und  fordern  den
Freispruch  aller!

Weiter  treten  wir  für  folgendes  ein,  um  einen  effektiven
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Antimilitarismus  zu  organisieren:

Zum einen müssen wir von einer internationalistischen Grundlage
ausgehen,  denn  nur  so  kann  den  international  organisierten
Kriegstreiber_Innen  überall  ein  wirkungsvoller  Widerstand
entgegengehalten  werden.

Zum  anderen  muss  uns  bewusst  werden:  Der  einzige  Weg,  um
Schluss zu machen mit Krieg, Ausbeutung und Zerstörung, ist der
Aufbau  eines  Widerstands  gegen  die  Verursacher,  der  die
Arbeiter_Innenschaft  und  ihre  Organisationen  verstärkt  dafür
gewinnt. Nur sie verfügen über die Machtmittel den Imperialismus
mit Mitteln des Klassenkampfes zu stoppen. Das heißt es auch, von
den Gewerkschaften und reformistischen Parteien zu verlangen, mit
ihrer Unterstützung imperialistischer Politik zu brechen.

Revo  vor  Ort  –  NaO
Internationalismus Tage
VON FELIX ROBESON

Am  12.  und  13 .  Februar  fanden  in  Ber l in  wieder  d ie
Internationalismus-Tage der Neuen antikapitalistischen Organisation
(NaO)  statt.  Unter  den  120  Teilnehmer_Innen  waren  auch
Genoss_Innen  von  REVOLUTION  Berlin,  Dresden,  Leipzig  und
H a m b u r g  v e r t r e t e n .  I n  1 0  W o r k s h o p s  s o w i e  z w e i
Podiumsdiskussionen wurden sowohl grundlegende programmatische
Differenzen  zwischen  verschiedenen  Strömungen  der  radikalen
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Linken  diskutiert  wie  auch  tagesaktuelles  Geschehen,  wie  der
Widerstand der Kurd_Innen in Rojava. Am Abend des 13. Februars
fand außerdem ein Konzert mit über 200 Teilnehmer_Innen statt. Wir
a l s  R E V O L U T I O N  s p r e c h e n  u n s  d a f ü r  a u s  d i e
Internationalismus_Tage  trotz  des  Scheiterns  der  NaO  als
Umgruppierungsprozess  als  Diskussionsplattform  fortzuführen  um
mit internationalen Genoss_Innen in Kontakt zu kommen.


